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Einleitung

Die Parteiinterne Entscheidungfsindung ist ein sehr ausführliches Thema, das viele Fragen aufwirft. Wir habe uns vor allem mit zwei Fragestellungen auseinandergesetzt: Wie lassen sich parteiinterne Entscheidungsprozesse festhalten? Wie nahe sind sich Parteibasis und Entscheidungsgremien? Dazu haben wir die Parolenfassungen zu den eidgenössischen Abstimmungen der letzten zwei Jahre genauer untersucht. Wir beschränkten uns dabei auf die 4 Bundesratsparteien und die Grünen. 

Das erste Kapitel soll anhand der Statuten die Parteigremien und ihre Kompetenzen erläutern, sowie allfällige basisdemokratische Mängel aufzeigen. 

Der dritte Teil widmet sich sodann den Parolen. Anhand der Abstimmungen der letzten zwei Jahre soll aufgezeigt werden, welche Parteien geschlossen auftreten und wo es allenfalls zu Ausscherungen kommt. Diese Ergebnisse vergleichen wir mit der Selbsteinschätzung der kantonalen Parteipräsidenten aus der Umfrage von Ladner/Brändle von 1997. (Ladner/Brändle, 2001: 41)

1. Aufbau der Parteien

Der Aufbau der Parteien folgt, wenn nicht anders erwähnt, den Statuten der jeweiligen Partei. Aus Gründen der Lesbarkeit wird auf Artikelangaben verzichtet.

1.1. CVP

Der Parteitag dient der Pflege des inneren Zusammenhaltes der Partei. Er wird von der oder vom Parteivorsitzenden ordentlicherweise einmal jährlich einberufen. Diskutiert werden Schwerpunktthemen und Fragen von entscheidender Bedeutung für Saat oder Partei. Stimmberechtigt ist jedes Parteimitglied.

Die Delegiertenversammlung ist das oberste Organ der Partei. Sie wird aus den Delegierten der Kantonalparteien, den Mitgliedern des Parteivorstandes, den Delegierten der vom Vorstand der Bundespartei anerkannten Vereinigungen, den Vertreter/innen der Partei in Bundesrat und Bundesversammlung, den CVP Mitgliedern in den Kantonsregierungen gebildet. Die Delegiertenversammlung findet ordentlicherweise mindestens einmal jährlich statt. 

Die DV beschliesst auf Antrag des Parteipräsidiums über die Stellungnahme der Partei zu wichtigen eidgenössischen Abstimmungsvorlagen. 

Dem Parteivorstand gehören die Mitglieder des Parteipräsidiums an, sowie je eine Frau und ein Mann pro Kantonalpartei (Jede Kantonalpartei wählt ihre zwei Mitglieder selber), zwei Personen pro anerkannte Vereinigung und fünf Mitglieder der Fraktion, welche von ihr selber gewählt werden. Der PV führt die politischen Geschäfte, vollzieht die Beschlüsse von PT und DV. Er wird ordentlicherweise mindestens vier mal jährlich einberufen. 

Der PV entscheidet in der Regel über die Stellungnahme der Partei zu den eidgenössischen Abstimmungsvorlagen.

Das Parteipräsidium ist der geschäftsführende Ausschuss des Parteivorstandes. Im Parteipräsidium vertreten sind der/die Parteivorsitzende, zwei stellvertretende Vorsitzende, der/die Vorsitzende der Fraktion der Bundesversammlung, sowie drei weitere Mitglieder.

Das Parteipräsidium legt fest, welchem Organ die eidgenössischen Abstimmungsvorlagen zur Verabschiedung der Stellungnahme vorzulegen sind. Normalerweise wird dieses Amt dem Parteivorstand übertragen. Nur bei umstrittenen oder sehr wichtigen Abstimmungsvorlagen entscheidet die Delegiertenversammlung über die Parolenfassung. 

Bei der Bestellung der Parteiorgane ist auf eine angemessene Vertretung der Regionen, Sprachen, Konfessionen, Geschlechter, Altersstufen, Vereinigungen und sozialen Schichten in der Partei zu achten.

Die Mitglieder sämtlicher Organen der Bundespartei werden auf eine Dauer von vier Jahren gewählt.

1.2 FDP
Die Delegiertenversammlung der FDP Schweiz besteht aus den kantonalen Delegierten (nach Wähleranteilen verteilt, auf vier Jahre gewählt), der Geschäftsleitung, der Präsidentenkonferenz, der FDP Fraktion der Bundesversammlung, der PräsidentInnen der ständigen Parteiauschüsse und VertreterInnen nahestehender Organisationen. Über die Grösse der DV wird keine Auskunft gegeben, es heisst nur, dass die Grösse einer kantonalen Vertretung 300 nicht übersteigen darf.

Die DV beschliesst unter anderem Grundsätze, Ziele, Parteiprogramm, Initiativen, Referenden und Statutenrevisionen. Sie wählt ausserdem das Parteipräsidium und die Geschäftsleitung (sofern diese nicht von Amtes wegen besetzt wird).

Sie tritt mindestens einmal jährlich zusammen, und sonst „sooft es die Geschäfte erfordern“, d. h. in der Regel vor Abstimmungen.

Die Präsidentenkonferenz fasst die Parolen, wenn sie nicht der DV vorgelegt werden. Des weiteren kümmert sich die PK unter anderem um das politische Alltagsgeschäft, fasst Beschlüsse zu wichtigen Vernehmlassungen, wählt den Generalsekretär und die Kontrollstelle und entscheidet über die Einberufung eines Parteitages. Sie trifft sich vierteljährlich.

Der PK gehören neben den Mitgliedern der Geschäftsleitung die PräsidentInnen der Kantonalparteien sowie VertreterInnen nahestehender Organisationen an.

Die Geschäftsleitung besteht aus dem/der ParteipräsidentIn, den drei VizepräsidentInnen, dem Fraktionspräsidium, dem/der GeneralsekretärIn, der Präsidentin der FDP Frauen, dem Präsidium der Jungfreisinnigen, den freisinnigen BundesrätInnen sowie 7-9 weiteren Mitgliedern. Die GL vertritt die Partei nach aussen, führt die laufenden politischen Geschäfte und verabschiedet Abstimmungsempfehlungen zuhanden der DV oder der PK. Die GL trifft sich 8-10 Mal pro Jahr, ihre Mitglieder sind auf vier Jahre fest gewählt, eine Wiederwahl ist einmal möglich.

Der Parteitag ist auch der FDP bekannt. Hier haben alle Parteimitglieder Zutritt, allerdings hat er nur „Kundgebungscharakter“, da ihm kaum Entscheidungskopetenzen zukommen. Er kann lediglich Resolutionen verabschieden. Er wird nur auf Antrag der DV oder der PK einberufen, wenn „bedeutende politische Fragen“ vorliegen.

1.3 Die Grünen

Die Delegiertenversammlung ist das oberste Organ der Grünen. Sie tritt mindestens zweimal pro Jahr auf Einladung des Vorstands zusammen. Jedesmal ist eine andere Kantonalpartei Gastgeber.

Die DV kümmert sich um Verabschiedung und Revision der Programmplattform, um Statutenänderungen, um Initiativen und Referenden, um die Wahl des Vorstandes und des 

Präsidiums und um die Parolenfassung. Abstimmungsparolen werden mit doppeltem Mehr der anwesenden Delegierten und Kantonalparteien gefasst.

Die DV besteht aus den National- und StänderätInnen der Grünen, den Mitgliedern des eidgenössischen Vorstandes und den Delegierten der Kantonalparteien. Jede Kantonalpartei hat Anrecht auf mindestens zwei Delegierte. Falls es in einem Kanton zwei verschiedene grüne Parteien gibt (Bsp. Grünes Bündnis und Grüne Freie Liste), so hat jede dieser Parteien Anspruch auf mindestens eine/n Delegierte/n. Mehr als zwei grüne Gruppierungen pro Kanton werden nicht aufgenommen. Weitere 60 Delegiertensitze werden auf die Kantonalparteien verteilt, wobei sowohl Wahlergebnisse wie auch Mitgliederzahlen berücksichtigt werden.

Der Vorstand ist das leitende Organ der Föderation. Ihm gehören je eine VertreterIn jeder Kantonalpartei (bei Parteien mit mehr als 500 Mitgliedern oder mehr als 10 Delegierten an der DV zwei VertreterInnen), das Präsidium der nationalen Partei, das Präsidium der Grünen Fraktion der Bundesversammlung, der/die RechnungsführerIn, eine Vertreterin der Grünen Frauen Schweiz, eine Vertreterin und einem Vertreter der Jungen Grünen Alternative sowie bis zu fünf von der Delegiertenversammlung auf Vorschlag des Vorstandes oder der Kantonalparteien frei wählbare Mitglieder.

Die Mitglieder des Vorstandes werden für eine Amtszeit von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Vertreterinnen der Kantonalparteien werden von diesen selbst bestimmt.

Der Vorstand ist zuständig für die politischen Tagesgeschäfte, die Koordination gemeinsamer Aktionen, sowie für Initiativen, Referenden und Parolen, wenn 4/5 der Kantonalparteien damit einverstanden sind, dass der Beschluss nicht der DV unterbreitet wird.

Interessant an den Statuten der Grünen ist die Betonung der föderalen Struktur und der Gleichstellung der Geschlechter. Es werden sogar alle Ämter, ausser wenn explizit ein Mann gefordert ist, in der weiblichen Form aufgeführt (die Präsidentin, eine Vertreterin, usw.).

1.4 SPS

Der Parteitag ist das oberste Organ der SPS. Seine Beschlüsse sind auch für die Kantonalparteien, die Bezirksparteien und die Sektionen verbindlich.

Der Parteitag besteht aus den Delegierten der Sektionen, der Kantonalparteien, der Juso Schweiz und der Vereinigung der sozialdemokratischen BundesbeamtInnen, sowie aus den Mitgliedern der Koordinationskonferenz (Koordination zwischen den Kantonalparteien), der Fraktion der eidgenössischen Räte und des Frauenvorstandes. Nahestehende Organisationen sind eingeladen, haben aber kein Stimmrecht.

Einberufen wird der Parteitag von der Geschäftsleitung. Er findet alle zwei Jahre statt.

Der Parteitag entscheidet unter anderem über die Wahl des Parteipräsidiums, die Lancierung von Initiativen, über Statutenrevisionen, das Parteiprogramm und alle 4 Jahre über die Festsetzung politischer Ziele.

Die Delegiertenversammlung bestimmt die Politik der SPS zwischen zwei Parteitagen, ihre Beschlüsse sind ebenfalls verbindlich. Die Sektionsdelegierten werden durch Kantonale Delegierte ersetzt und der Zuständigkeitskatalog erweitert sich, allerdings kann die DV die Statuten nicht ändern.. Die DV ist offiziell für die Parolenfassung zuständig, obwohl in einem Nebensatz „sofern kein Parteitag darüber entschieden hat“ steht.

Die DV findet mindestens drei Mal jährlich vor den eidgenössischen Abstimmungen statt.

Die Geschäftsleitung besteht aus dem Partei- und dem Fraktionspräsidium, dem/der GeneralsekretärIn, einer Vertreterin der SP-Frauen, einem/r Delegierten der Juso sowie drei vom Parteitag gewählten Mitgliedern. 

Die GL ist unter anderem zuständig für die Führung der politischen Tagesgeschäfte, die Umsetzung von Kampagnen und die Vorberatung der Geschäfte zuhanden der GV. Eine strikte Sitzungsregelung existiert nicht, die GL wird vom Parteipräsidium oder von zwei GL-Mitgliedern einberufen.
1.5. SVP

Die Delegiertenversammlung ist das oberste Parteiorgan der SVP. Sie wird gebildet aus den 600 Delegierten der Kantonalparteien, den Präsidenten und Sekretären der Kantonalparteien, den Mitgliedern des Zentralvorstandes, den Vertretern der SVP im Bundesrat und der Bundesversammlung, sowie den SVP Regierungsräten. Die DV findet für gewöhnlich vor eidgenössischen Abstimmungen statt. Sie ist für die Medien öffentlich. Der leitende Ausschuss entscheidet über die Einberufung der DV. 

Die Delegiertenversammlung beschliesst in der Regel die Stellungnahme zu den eidgenössischen Abstimmungsvorlagen. Bei Abstimmungen gilt das einfache Mehr der Stimmenden. Bei Stimmgleichheit entscheidet der Versammlungsleiter (Parteipräsident oder Vizepräsident) mit Stichentscheid.

Dem Zentralvorstand gehören der Parteipräsident, die beiden Vizepräsidenten, der SVP Vertreter im Bundesrat, der Fraktionspräsident, der Generalsekretär, der Präsident der Programmkommission, die Präsidentin der SVP Frauen, die Präsidenten der Fachkommissionen, die Vertreter der Kantonalparteien an. Der Zentralvorstand tagt in der Regel am Vortag der DV.

Zu den Aufgaben des Zentralvorstandes gehört die Stellungnahme zu eidgenössischen Abstimmungsparolen, soweit diese nicht der DV unterbreitet werden. Wir gehen davon aus, dass die Stellungnahme zu Abstimmungsparolen nur dann vom Zentralvorstand vorgenommen wird, wenn keine DV stattfindet.

Delegiertenversammlung oder Zentralvorstand der SVP Schweiz fassen ihre Abstimmungsparolen in der Regel vor den Kantonalparteien.

Der leitende Ausschuss führt die laufenden Geschäfte der SVP Schweiz. Er pflegt den Kontakt zu den Kantonalparteien. Zudem entscheidet er über die Einberufung der Delegiertenversammlung.

1.6. Die Kantonalparteien

Alle 5 Parteien sind in Kantonalparteien unterteilt, die ähnlich aufgebaut sind wie die Mutterpartei. Brändle gibt folgendes Muster an (Ladner/Brändle, 2001: 61ff): Die Delegierten- oder Mitgliederversammlung trifft Entscheide über Programm, Statuten und 

Parolen und wählt die Parteiführung der Kantonalpartei. Diese besteht häufig aus einem Parteivorstand, der die Geschäfte der DV/MV vorbereitet und eine Geschäfts- oder Parteileitung die sich um das Tagesgeschäft kümmert.

Die Kantonalpartei selbst ist unterteilt in Sektionen, welche wiederum selbst einen Aufbau mit Mitgliederversammlung und Vorstand kennen. In grösseren Kantonen sind die Sektionen 

zuerst in Bezirks-, Kreis- oder Regionalparteien zusammengefasst, in kleineren Kantonen folgt der Zusammenschluss direkt in der Kantonalpartei.

Jede dieser Ebenen kann eigenständig Parolen fassen. Für die Kantone ist es üblich, die Sektionen halten sich meist zurück. Es kann aber vorkommen, dass ein Thema den Gemeindeinteressen oder den Interessen der Ortspartei zuwiderläuft. So geschehen etwa 1996 bei der Asylinitiative: Die SVP Schweiz (die Initiantin) und die SVP Bern haben je die Ja-

Parole ergriffen, die SVP Sektion Muri hingegen beschloss ein Nein (Högger, 1996). Es ist ein seltener Fall, dass sich eine Sektion zu einer Abstimmung äussert, aber es ist nicht unmöglich.

2. Parteiinterne Demokratie

Die Umfrage von Ladner und Brändle bei den Präsidenten der Kantonalparteien vom September 1997 zeigt, dass die Mehrheit der Präsidenten heute mehr Gewicht auf die operative Freiheit der Parteileitung legt als auf die Mitbestimmung der Basis (Ladner/Brändle, 2001: 254ff). Dass aber die Delegiertenversammlungen bzw. der Parteitag in allen fünf Parteien als höchste Gremien bezeichnet werden, deutet auf einen innerparteilichen Demokratieanspruch hin. Inwiefern lassen nun die Parteistrukturen Basisdemokratie zu? Zwei kritische Bemerkungen:

2.1 Delegiertenversammlung = Basis?

Entspricht die DV der Basis einer Partei? CVP und FDP kennen eine nationale Mitgliederversammlung. Diese können allerdings nur langfristige Ziele absegnen und haben keinen direkten Einfluss auf die aktuelle Politik. Es ist auch fraglich, ob so eine nationale Mitgliederversammlung an sich das basisdemokratisch richtige Entscheidungsgremium dafür wäre. Neben der Grösse, die keine richtige Diskussion mehr zulässt, erachte ich auch die Hürden zur Teilnahme als relativ hoch. Neben der Reise, die schon an sich ein Zeit- und Kostenaufwand darstellt, dauern solche Parteitage meist einen Tag, manchmal sogar ein Wochenende. Bei umstrittenen Entscheidungen käme es darauf an, wo die MV stattfindet und welche Seite es sich leisten kann, in grosser Anzahl teilzunehmen. 

Aber auch das Repräsentsationsmodell mit Delegierten gibt Anlass zur Kritik:

· Nicht alle Delegierten haben gleich viel Einfluss. Wenn ein Delegierter als National- Stände- oder Kantonsrat bekannt ist, so erhält sein Votum viel mehr Gewicht als das eines Unbekannten. Es gibt also Delegierte, die viel bewegen können, und andere, deren Stimme in der Grösse der DV untergeht.

· Die Delegierten erhalten ihre Stimmweisungen (wenn überhaupt) direkt von der kantonalen Parteileitung (oder von einem anderen zu vertretenden Gremium) und nicht unbedingt von der kantonalen DV. Beispielsweise findet die nächste DV der SPS am 23. 6. statt, während sich die Genossen des Kantons Bern erst am 17. 11. wiedersehen. Auch die CVP hält ihre kantonalen DV erst nach der nationalen ab, wie die Parolenfassung für die Europainitiative gezeigt hat. Die FDP liess früher als einzige Partei ihre Kantone vor der Mutterpartei die Parole fassen (Scarini et al., 1994: 16), ein Blick auf die Agenden der Kantonalparteien zeigt, dass dem heute nicht mehr so ist (DV FDP Schweiz: 23. 8. 2001, DV FDP Kanton Bern: 29. 8. 2001, DV FDP Kanton Aargau: 23. 8. 2001). Die Delegierten stimmen also nach ihrem Gutdünken oder nach den Weisungen der Parteivorstände, nicht aber nach Weisungen der Basis.

· Die Basis der Schweizer Parteien ist lokal und nicht kantonal organisiert. Basisdemokratie würde demnach in der Sektion beginnen. Dort müssten die Meinungen erfasst werden, die dann nach oben getragen werden. Dass aber alle Themen einer kantonalen oder gar nationalen DV an den lokalen Mitgliederversammlungen diskutiert werden, halte ich für sehr unwahrscheinlich. Dafür fehlt wohl häufig die Zeit, das Wissen der Mitglieder oder die Einsicht des lokalen Vorstandes. Allerdings ist diese Hypothese empirisch nicht überprüft.

Wirkliche Basisdemokratie ginge von unten nach oben. Zuerst müssten die Sektionen die Traktanden einer nationalen DV durchdiskutieren und Beschlüsse fassen, dann würden diese Beschlüsse von Delegierten der Sektion an den regionalen und kantonalen Versammlungen vertreten und die Gesamtheit der kantonalen Meinungen würde dann den kantonalen Delegierten mitgegeben. Solch ein Verfahren bräuchte einen höheren Koordinationsaufwand und eine Sensibilisierung für Basisdemokratie in den Sektionsvorständen, würde aber Peinlichkeiten wie etwa eine abweichende Parole einer Mehrheit von Kantonalparteien 

verhindern. Ausserdem könnte dieses Verfahren auch zu einer engeren Bindung der Wählerschaft an die Partei führen, wenn die nationalen Parolen mit den persönlichen Präferenzen häufiger übereinstimmten..

2.2 Das zweite Gesicht der Macht

Dieser Ansatz stammt von Bachrach und Baratz und ist ihre Antwort auf die Pluralisten/Elitisten Debatte der 50er und 60er Jahre. Die Grundlage dieser Debatte bildet zwar die Machtforschung auf Gemeindeebene, die Antwort lässt sich aber auch auf parteiinterne Prozesse übertragen. Bachrach/Baratz sagen, dass das eine Gesicht der Macht verhindert, dass Anliegen oder Themen überhaupt auf den Tisch kommen. Diese Macht ist nicht oder nur schwer (z. Bsp. historisch) messbar, weil nicht bewiesen werden kann, was nicht vorkommt. (Bachrach/Baratz 1977:45ff)

Die Parteispitze hat , indem sie die Traktandenliste der DV/des Parteitages festlegt und so bestimmt, worüber die Basis überhaupt zu entscheiden hat, die Möglichkeit, Themen wegzulassen. Es ist unter Umständen von Vorteil, einen umstrittenen Punkt nicht zur Diskussion zu stellen, weil man dadurch die innere Einheit (gegen aussen) wahrt und andererseits auch nicht Gefahr läuft, zu verlieren.

Eine weitere Möglichkeit, der Basis Themen vorzuenthalten, ist die Entscheidungsbefugnis, in welchem Gremium entschieden wird. So kann beispielsweise der leitende Ausschuss der SVP Schweiz entscheiden, ob er eine DV abhalten will (laut Statuten die Regel) oder ob er die Parole im Zentralvorstand fassen lassen will. Er könnte sich ausrechnen, wo er die besseren Chancen hat, sich durchzusetzen, und sich danach entscheiden.

Themen unterschlagen könnten ebenfalls die Parteisekretariate. Diese sind national und in den grossen Kantonen neben administrativen Aufgaben auch mit den politischen Inhalten beschäftigt. Durch ihr Wissen und ihre grosse Präsenz kommt ihnen ein hohes Machtpotential zu. Laut Ladner ist die Gefahr einer Politik der Parteisekretariate allerdings nicht besonders gross, da dieser professionelle Apparat bei allen Schweizer Parteien zu klein ist. (Ladner/Brändle 2001:227)

3. Abstimmungsparolen
Parolen können auf den Abstimmungsausgang bei eidgenössischen Urnengängen einen entscheidenden Einfluss haben. Je nach Komplexität der Vorlage stützen sich viele Stimmbürger/innen zur Meinungsbildung auf die Abstimmungsparolen der von ihnen bevorzugten Parteien ab.

Im ersten Kapitel zu den Organen der einzelnen Parteien wurde bereits kurz über die Parolenfassung zu den eidgenössischen Abstimmungen diskutiert. Im Folgenden soll nun der Vorgang der Parolenfassung am Beispiel der CVP genauer aufgezeigt werden.

3.1. Parolenfassung am Beispiel der CVP

Das Parteipräsidium der CVP entscheidet ob die Parolen im Rahmen der Delegiertenversammlung oder des Parteivorstandes gefasst werden. In der Regel wird diese Aufgabe dem Parteivorstand übertragen. Ausnahmen bilden hier umstrittene Abstimmungsfragen.

Zu Beginn der Vorstandssitzung werden die Abstimmungsfragen vom Parteipräsidenten oder anderen Referenten erläutert. Als nächster Schritt werden die Pro- und Kontra jeder Parole diskutiert. Auf Grund der Diskussion fasst der Vorstand einen Parolenvorschlag, über welchen sodann in der Vorstandssitzung abgestimmt wird. In einigen eher seltenen Fällen wird der Vorschlag der Delegiertenversammlung zur Genehmigung vorgelegt. Entscheidend bei Abstimmungen ist das einfache Mehr. Ist eine Abstimmung jedoch sehr knapp kann der 

Antrag auf Stimmfreigabe gestellt werden. Wird dieser bewilligt fasst die CVP Schweiz keine offizielle Parole, Kantone sowie Delegierte haben also freie Wahl. Betrachtet man die 

eidgenössischen Abstimmungen der letzen Jahre, stellt man fest, dass bei der CVP Schweiz die Stimmfreigabe regelmässig zum Zug kommt.

3.1 Parteiparolen der Abstimmungen von 1999 bis 2001
Die in Tabelle 1 im Anhang dargestellten Parolen der einzelnen Parteien sollen nun aus verschiedenen Gesichtspunkten betrachtet und diskutiert werden.

Tabelle 3.1.Übereinstimmende Parolen zwischen den einzelnen Parteien

SP/ GP haben 16Übereinstimmungen

CVP, FDP und SVP haben 9 Übereinstimmungen
	
	CVP
	FDP
	GP
	SP
	SVP

	CVP
	
	15
	10
	11
	9

	FDP
	10
	
	6
	7
	14

	GP
	10
	6
	
	16
	6

	SP
	11
	7
	16
	
	3

	SVP
	9
	14
	6
	3
	


Bei Vergleichen zwischen den einzelnen Parteien betreffend übereinstimmender Abstimmungsparolen lässt sich auf den ersten Blick eine Korrelation zwischen den linken Parteien SP und GP auf der einen Seite und den bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP auf der anderen Seite ausmachen. Die Annahme, dass die beiden Blöcke, insbesondere der bürgerliche Block, grundsätzlich eine Einheit in Bezug auf ihre Parolen bildeten wäre aber falsch. Offensichtlich ist jedoch, dass sich die linken Parteien geschlossener präsentiert als die Bürgerlichen. SP und GP stimmen in 16 von 19 Parolen überein. Im Gegensatz dazu haben CVP, FDP und SVP nur 10 Übereinstimmungen. Betrachtet man CVP, FDP und SVP einzeln 

ergibt sich mit je 15 Übereinstimmungen eine relativ hohe Korrelation zwischen CVP und FDP sowie FDP und SVP. Im Gegensatz dazu haben CVP und SVP relativ wenig gemeinsame Parolen. 

Eine wie erwartet geringe Übereinstimmung lässt sich zwischen SP und SVP feststellen. Eher überraschend erscheint jedoch die Tatsache, dass die Übereinstimmungen zwischen SVP und GP beinahe doppelt so hoch sind wie diejenige zwischen SVP und SP.

Wenig gemeinsame Parolen findet man auch zwischen FDP und SP/GP. Im Gegensatz dazu ergibt sich zwischen CVP und GP/SP eine mittlere Übereinstimmung.

Tabelle 3.2. Anzahl der kantonalen Abweichungen in den Parteien

	
	Anzahl
	1
	2
	3
	4
	5
	11
	12
	13
	14
	15
	16
	17
	18

	CVP
	38
	
	
	
	16
	
	2
	9
	10
	
	
	1
	
	

	FDP
	11
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	7
	2
	2

	GP
	4
	
	
	
	2
	1
	
	
	
	
	1
	
	
	

	SP
	3
	1
	
	1
	
	1
	
	
	
	
	
	
	
	

	SVP
	44
	1
	1
	
	
	
	3
	
	2
	10
	14
	2
	8
	3


Die Zahlen in der ersten Zeile entsprechen den jeweiligen Parolen der Tabelle 1 im Anhang

Auf den ersten Blick fällt auf, dass SP und GP einen massiv kleineren Anteil an abweichenden kantonalen Parteiparolen aufweisen. Es stellt sich hier die Frage ob diese Tatsache auf einen grösseren Parteizusammenhalt oder Einigkeit hinweist oder ob das Ergebnis auf andere Aspekte zurückzuführen ist. Interessant wäre in diesem Zusammenhang sicher ein Vergleich mit der Links- Rechts- Skala.

Auffällig sind sicher die zahlreichen Abweichungen von CVP und SVP. In der CVP scheiden sich die Kantonsgeister vor allem bei der Abstimmung vom 24.09.00, also bei der Solar Initiative, Förderabgabe und Energielenkungsabgabe. Die grösste Anzahl kantonaler Abweichungen finden wir aber bei der Abstimmungsparole „Ja zu Europa“. Im Gegensatz dazu waren sich die Kantonalparteien der CVP in der Frage der Bilateralen Verträge einig und unterstützten die Ja- Parole der Schweizer Partei.

In der SVP herrscht vor allem bei der Frage zu den Bilateralen Verträgen Uneinigkeit. Vierzehn Kantone stimmen gegen die Ja- Parole der SVP Schweiz. Im Gegensatz dazu wird die Nein- Parole „Ja zu Europa“ geschlossen unterstützt. Uneinigkeit herrscht zudem bei der Frage der Zuwanderung- was allerdings eher überrascht, da die SVP Schweiz die Ja- Parole vertrat.

Bei der FDP herrscht im grossen und ganzen bei allen Parolen Einigkeit. Erwähnenswert erscheint mir hier bestenfalls die Parole zur Mutterschaftsversicherung, wobei sechs Abweichungen plus eine Stimmfreigabe eine eher geringe Anzahl bilden.
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5. Anhang

Tabelle 1. Parteiparolen am Beispiel verschiedener Abstimmungen

	
	Abstimmung
	CVP
	Abweichung
	FDP
	Abweichung
	GP
	Abweichung
	SP
	Abweichung
	SVP
	Abweichung
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	10.06.01
	Bewaffnung
	J
	
	J
	
	N
	
	J
	JU
	N
	BE
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Ausbildungs-zusammen-

arbeit
	J
	
	J
	
	N
	
	J
	
	N
	BE
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Bistumsartikel
	S
	
	J
	
	J
	
	J
	BS (S)
	J
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	04.03.01
	Ja zu Europa
	J
	AG,AI,BL,GR,LU,NW,OW, SG,SH,SZ,TGTI,UR,VS,ZG
	N
	
	J
	BS,LU (S)
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Tiefere Arzneimittel-

preise
	N
	
	N
	
	N
	BS (S)
	S
	AG (J)
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Strassen für alle
	N
	
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	26.11.00
	Flexible AHV
	N
	
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Flexibles Rentenalter
	N
	
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Umverteilungsinitiative
	N
	
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Tiefere Spitalkosten
	N
	
	N
	
	N
	
	N
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	24.09.00
	Solar- Initiative
	N
	BE,ZH
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	GR,GL,VD
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Förderabgabe
	J
	AI,FR,SO,JU,TG,AG,NW,SG,ZG
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Energie-

lenkungs-

abgabe
	J
	GE,JU,NW,TG,VD,ZG,AI,FR,GL,SH
	N
	
	J
	
	J
	
	N
	GR,GL
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Regelung der Zuwanderung
	N
	
	N
	
	N
	
	N
	
	J
	BE,GR,TG,ZH,SH,VS,AI,GL,OW,VD
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	21.05.00
	Bilaterale

Verträge
	J
	
	J
	
	J
	BE
	J
	
	J
	AR,BS,GE,LU,NW,OW,SG, SO,SZ,TI,UR, VS,ZG,ZH
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	13.06.99
	Mutterschafts-versicherung
	J
	AI
	N
	FR,GE,JU,NEVD,VS/ BS(S)
	J
	
	J
	
	N
	FR,VD
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Invaliden-versicherung
	N
	
	S
	BE,BS (S)
	N
	
	N
	
	J
	GL,GR,JU,LUSO,TG,VD,

ZG
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Ärztliche Heroinabgabe
	J
	
	J
	
	J
	
	J
	
	N
	GL,GR,JU
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Massnahmen im Asylbereich
	J
	
	J
	
	N
	
	N
	
	J
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